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Rede von Ratsmitglied Maja Wehrmann 

zur Ratssitzung am 5. März 2026 
 
TOP 23 Teilnahme am Bundesprogramm Demokratie leben!  

 

 
Sehr geehrte Herr Oberbürgermeister,  
sehr geehrter Damen und Herren, 
sehr geehrte Gäste im Saal und im Rats-TV. 

ich möchte eines vorweg klarstellen: Selbstverständlich müssen Fördermittel 

rechtssicher vergeben werden. Dafür gibt es klare Förderrichtlinien, Prüfverfah-

ren und verbindliche Vorgaben des Bundes. Die Mittelvergabe erfolgt nicht will-

kürlich. Und wir sollten aufpassen, dass aus berechtigter Kontrolle keine pau-

schale Verdächtigung wird.  

Demokratie leben! ist kein parteipolitisches Projekt. Es ist ein Programm zur 

Stärkung unserer demokratischen Kultur – gegen Radikalisierung, gegen Men-

schenfeindlichkeit und für Dialog.  

Angesiedelt ist es beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend, geführt von Karin Prien. Auf den Vorwurf der Einseitigkeit hat das Mi-

nisterium klar geantwortet: Es handelt sich um ein Programm „zum Schutz un-

serer Demokratie, zur Demokratiebildung und zur Prävention jeder Form von 

Extremismus“.  

Ich hoffe daher sehr, dass sich hier niemand an parteipolitisch motivierten Leit-

fäden orientiert, sondern an der klaren Linie unseres demokratischen Rechts-

staates.  

Wir sehen in anderen Kommunen, was passiert, wenn solche Debatten poli-

tisch aufgeladen werden, etwa in Bitterfeld-Wolfen (Sachsen-Anhalt), wo Blo-

ckaden dazu geführt haben, dass bewährte Strukturen ihre Arbeit einstellen 

mussten.  
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Eine Verschiebung unseres Beschlusses hätte ganz konkrete Folgen:  

• Sie würde eine polarisierende Grundsatzdebatte eröffnen und den politi-

schen Rändern Raum geben.  

• Wir riskieren erhebliche Fördermittel im laufenden Jahr – und möglicher-

weise langfristige Kürzungen.  

• Projekte verzögern sich, Präventionsarbeit wird ausgebremst, Planungssi-

cherheit fehlt.  

Die Frage ist doch: Wollen wir Unsicherheit erzeugen oder Verlässlichkeit für 

Demokratiebildung schaffen?  

Diese Verlässlichkeit schaffen wir heute mit unserer Zustimmung.  

Vielen Dank. 


